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3231

A c h t e s  L a n d e s g e s e t z 
zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften

Vom 15. März 2023

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung

Die Gemeindeordnung in der Fassung vom 31. Januar 1994 
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch § 21 des Gesetzes 
vom 7.  Februar 2023 (GVBl. S. 29), BS 2020-1, wird wie 
folgt geändert:

1.	 § 16 c Satz 1 erhält folgende Fassung:
	 „Die Gemeinde soll Kinder und muss Jugendliche bei 

Planungen und Vorhaben, die deren Interessen berüh-
ren, in angemessener Weise beteiligen.“

2.	 § 18 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Folgender neue Satz 4 wird eingefügt:
	 „Notwendige Aufwendungen für die entgeltliche 

Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen An-
gehörigen während der Ausübung des Ehrenamts 
oder der ehrenamtlichen Tätigkeit werden gesondert 
erstattet.“

b)	 In dem bisherigen Satz 4 werden nach dem Wort 
„Höhe“ die Worte „der Leistungen nach den Sätzen 1 
bis 4“ eingefügt.

3.	 § 18 a Abs. 5 wird wie folgt geändert:
a)	 Folgender Satz wird angefügt:
	 „Bei Inhabern von Ehrenämtern oder ehrenamtlich 

Tätigen, die innerhalb eines vorgegebenen Arbeits-
zeitrahmens über Lage und Dauer der individuellen 
Arbeitszeit selbst entscheiden können, entfällt die Ver-
pflichtung zur Leistung von Vor- oder Nacharbeit im 
Umfang der Hälfte der für die Ausübung des Ehrenamts 
oder der ehrenamtlichen Tätigkeit innerhalb dieses 
Arbeitszeitrahmens aufgewandten notwendigen Zeit; 
der Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls nach  
§ 18 Abs. 4 Satz 1 ist in diesem Fall auf diese Hälfte 
beschränkt und darf pro Arbeitstag höchstens den Ver-
dienstausfall für die Hälfte der täglichen Sollarbeitszeit 
umfassen.“

b)	 Im neuen Satz 1 wird das Wort „Wahrnehmung“ durch 
das Wort „Ausübung“ ersetzt.

4.	 § 35 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Folgender neue Satz 2 wird eingefügt:
	 „Die Anzuhörenden können auch mittels Ton- und 

Bildübertragung in die Sitzung des Gemeinderats zu-
geschaltet werden.“

bb)	Im bisherigen Satz 2 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:

	 „dies gilt nicht, wenn zum gleichen Beratungsgegen-
stand innerhalb der letzten zwölf Monate bereits eine 
Anhörung durchgeführt worden ist.“

cc)	 Der bisherige Satz 3 wird gestrichen.
b)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „bis zum 

31. März 2023“ gestrichen.

5.	 Nach § 35 wird folgender § 35 a eingefügt:

„§ 35 a 
Digitale Sitzungsteilnahme

(1) Ratsmitglieder können mit ihrer Zustimmung an den 
Sitzungen des Gemeinderats durch Zuschaltung mittels 
Ton- und Bildübertragung teilnehmen, soweit der Gemein-
derat dies in der Geschäftsordnung zugelassen hat. Satz 1 
gilt nicht für den Vorsitzenden. Der Gemeinderat kann 
die Teilnahme mittels Ton- und Bildübertragung von Vo-
raussetzungen abhängig machen, insbesondere vom Vor-
liegen familiärer oder beruflicher Gründe. Die zugeschal-
teten Ratsmitglieder gelten als anwesend im Sinne des § 39 
Abs. 1. Die Teilnahme mittels Ton- und Bildübertragung 
darf nicht zugelassen werden bei konstituierenden Sitzun-
gen, Satzungsbeschlüssen sowie bei geheimen Abstimmun-
gen und Wahlen. Sofern die Geschäftsordnung die Teilnah-
me durch Zuschaltung mittels Ton- und Bildübertragung 
auch an nicht öffentlichen Sitzungen zulässt, haben die 
zugeschalteten Ratsmitglieder sicherzustellen, dass bei ih-
nen keine weiteren Personen die Sitzung verfolgen können; 
§ 20 Abs. 2 gilt entsprechend.
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(2) Die Gemeinde hat in ihrem Verantwortungsbereich 
dafür Sorge zu tragen, dass die technischen Anforderun-
gen und die datenschutzrechtlichen Bestimmungen für 
eine ordnungsgemäße Durchführung der Sitzung ein-
schließlich Beratung und Beschlussfassung eingehalten 
werden. Insbesondere ist durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass sich der Vorsitzende, die vor Ort an-
wesenden Ratsmitglieder und die zugeschalteten Ratsmit-
glieder gegenseitig optisch und akustisch wahrnehmen 
können; auch für die vor Ort anwesende Öffentlichkeit 
ist eine Wahrnehmbarkeit zu gewährleisten. Für die Zwe-
cke des Satzes 2 ist die Ton- und Bildübertragung der an 
der Sitzung teilnehmenden Personen unabhängig davon 
zulässig, ob sie in die Ton- und Bildübertragung einwilli-
gen. Bei technisch bedingten Störungen der Wahrnehm-
barkeit, die nachweislich im Verantwortungsbereich der 
Gemeinde liegen, darf die Sitzung nicht fortgesetzt wer-
den. Sonstige Störungen sind unbeachtlich; sie haben ins-
besondere keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines 
ohne das betroffene Ratsmitglied gefassten Beschlusses. 
§ 39 Abs. 1 bleibt unberührt.“

6.	 Dem § 37 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	 „Bei der Erstellung der Geschäftsordnung ist den Belan-

gen der Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Mandats-
ausübung Rechnung zu tragen.“

7.	 In § 49 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „unter-
zeichnet“ die Worte „oder in elektronischer Form mit 
einer dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elektroni-
schen Signatur versehen“ eingefügt.

8.	 § 53 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Folgende neue Nummer 3 wird eingefügt:
	 „3. �gegen Entgelt im Dienst einer Anstalt der Gemein-

de im Sinne des § 86 a oder einer gemeinsamen 
kommunalen Anstalt im Sinne des § 14 a KomZG 
steht, an der die Gemeinde beteiligt ist,“.

b)	 Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 und erhält 
folgende Fassung:

	 „4. �gegen Entgelt im Dienst eines privatrechtlichen 
Unternehmens steht, an dem die Gemeinde mit 
mehr als 50 v. H. beteiligt ist oder in dem sie über 
die Mehrheit der Stimmen verfügt,“.

c)	 Folgende neue Nummer 5 wird eingefügt:
	 „5. �Mitglied des Vorstands einer Sparkasse ist, bei der 

die Gemeinde – allein oder gemeinsam mit ande-
ren Gebietskörperschaften – Träger ist,“.

d)	 Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 6.

9.	 § 56 b wird wie folgt geändert:
a)	 Folgender neue Absatz 2 wird eingefügt:
	 „(2) Jugendliche können die Einrichtung einer Jugend-

vertretung beantragen. Der Antrag muss von mindes-
tens 10 v. H. der in der Gemeinde wohnenden Jugend-
lichen unterzeichnet sein, mindestens jedoch von zehn 
Jugendlichen. Mehr als 100 Unterschriften sind nicht 
erforderlich. Der Gemeinderat hat innerhalb von drei 
Monaten nach Eingang des Antrags über die Einrich-
tung der Jugendvertretung zu entscheiden; er hat hier-
bei Vertreter der Jugendlichen zu hören.“

b)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

10.	 Dem § 121 wird folgender Satz angefügt:
	 „Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Beanstan-

dungsverfügung haben keine aufschiebende Wirkung.“

11.	 Die Inhaltsübersicht wird entsprechend der vorstehenden 
Nummer 5 geändert.

Artikel 2 
Änderung der Landkreisordnung

Die Landkreisordnung in der Fassung vom 31. Januar 1994 
(GVBl. S. 188), zuletzt geändert durch § 78 des Gesetzes vom 
7. Dezember 2022 (GVBl. S. 413), BS 2020-2, wird wie folgt 
geändert:

1.	 § 11 c Satz 1 erhält folgende Fassung:
	 „Der Landkreis soll Kinder und muss Jugendliche bei Pla-

nungen und Vorhaben, die deren Interessen berühren, in 
angemessener Weise beteiligen.“

2.	 § 12 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Folgender neue Satz 4 wird eingefügt:
	 „Notwendige Aufwendungen für die entgeltliche Be-

treuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehö-
rigen während der Ausübung des Ehrenamts oder der 
ehrenamtlichen Tätigkeit werden gesondert erstattet.“

b)	 In dem bisherigen Satz 4 werden nach dem Wort 
„Höhe“ die Worte „der Leistungen nach den Sätzen 1 
bis 4“ eingefügt.

3.	 § 12 a Abs. 5 wird wie folgt geändert:
a)	 Folgender Satz wird angefügt:
	 „Bei Inhabern von Ehrenämtern oder ehrenamtlich Tä-

tigen, die innerhalb eines vorgegebenen Arbeitszeitrah-
mens über Lage und Dauer der individuellen Arbeitszeit 
selbst entscheiden können, entfällt die Verpflichtung 
zur Leistung von Vor- oder Nacharbeit im Umfang 
der Hälfte der für die Ausübung des Ehrenamts oder 
der ehrenamtlichen Tätigkeit innerhalb dieses Arbeits-
zeitrahmens aufgewandten notwendigen Zeit; der An-
spruch auf Ersatz des Verdienstausfalls nach § 12 Abs. 4 
Satz 1 ist in diesem Fall auf diese Hälfte beschränkt und 
darf pro Arbeitstag höchstens den Verdienstausfall für 
die Hälfte der täglichen Sollarbeitszeit umfassen.“

b)	 Im neuen Satz 1 wird das Wort „Wahrnehmung“ 
durch das Wort „Ausübung“ ersetzt.

4.	 § 28 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Folgender neue Satz 2 wird eingefügt:
	 „Die Anzuhörenden können auch mittels Ton- 

und Bildübertragung in die Sitzung des Kreistags 
zugeschaltet werden.“

bb)	Im bisherigen Satz 2 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt:

	 „dies gilt nicht, wenn zum gleichen Beratungsge-
genstand innerhalb der letzten zwölf Monate be-
reits eine Anhörung durchgeführt worden ist.“

cc)	 Der bisherige Satz 3 wird gestrichen.
b)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „bis zum 

31. März 2023“ gestrichen.

5.	 Nach § 28 wird folgender § 28 a eingefügt:

„§ 28 a 
Digitale Sitzungsteilnahme

(1) Kreistagsmitglieder können mit ihrer Zustimmung 
an den Sitzungen des Kreistags durch Zuschaltung mit-
tels Ton- und Bildübertragung teilnehmen, soweit der 
Kreistag dies in der Geschäftsordnung zugelassen hat. 
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Satz 1 gilt nicht für den Vorsitzenden. Der Kreistag kann 
die Teilnahme mittels Ton- und Bildübertragung von Vo-
raussetzungen abhängig machen, insbesondere vom Vor-
liegen familiärer oder beruflicher Gründe. Die zugeschal-
teten Kreistagsmitglieder gelten als anwesend im Sinne des 
§ 32 Abs. 1. Die Teilnahme mittels Ton- und Bildübertra-
gung darf nicht zugelassen werden bei konstituierenden 
Sitzungen, Satzungsbeschlüssen sowie bei geheimen Ab-
stimmungen und Wahlen. Sofern die Geschäftsordnung 
die Teilnahme durch Zuschaltung mittels Ton- und Bild-
übertragung auch an nicht öffentlichen Sitzungen zulässt, 
haben die zugeschalteten Kreistagsmitglieder sicherzustel-
len, dass bei ihnen keine weiteren Personen die Sitzung 
verfolgen können; § 14 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Der Landkreis hat in seinem Verantwortungsbereich 
dafür Sorge zu tragen, dass die technischen Anforderungen 
und die datenschutzrechtlichen Bestimmungen für eine 
ordnungsgemäße Durchführung der Sitzung einschließ-
lich Beratung und Beschlussfassung eingehalten werden. 
Insbesondere ist durch geeignete Maßnahmen sicherzu-
stellen, dass sich der Vorsitzende, die vor Ort anwesenden 
Kreistagsmitglieder und die zugeschalteten Kreistagsmit-
glieder gegenseitig optisch und akustisch wahrnehmen 
können; auch für die vor Ort anwesende Öffentlichkeit 
ist eine Wahrnehmbarkeit zu gewährleisten. Für die Zwe-
cke des Satzes 2 ist die Ton- und Bildübertragung der an 
der Sitzung teilnehmenden Personen unabhängig davon 
zulässig, ob sie in die Ton- und Bildübertragung einwilli-
gen. Bei technisch bedingten Störungen der Wahrnehm-
barkeit, die nachweislich im Verantwortungsbereich des 
Landkreises liegen, darf die Sitzung nicht fortgesetzt wer-
den. Sonstige Störungen sind unbeachtlich; sie haben ins-
besondere keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines 
ohne das betroffene Kreistagsmitglied gefassten Beschlus-
ses. § 32 Abs. 1 bleibt unberührt.“

6.	 Dem § 30 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	 „Bei der Erstellung der Geschäftsordnung ist den Belan-

gen der Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Mandats-
ausübung Rechnung zu tragen.“

7.	 In § 43 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „unterzeich-
net“ die Worte „oder in elektronischer Form mit einer 
dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elektronischen Sig-
natur versehen“ eingefügt.

8.	 § 47 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Folgende neue Nummer 3 wird eingefügt:

„3.	 gegen Entgelt im Dienst einer Anstalt des Land-
kreises im Sinne des § 86 a GemO in Verbindung 
mit §  57 oder einer gemeinsamen kommunalen 
Anstalt im Sinne des § 14 a des Landesgesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit vom 22. Dezem-
ber 1982 (GVBl. S. 476, BS 2020-20) in der jeweils 
geltenden Fassung steht, an der der Landkreis be-
teiligt ist,“.

b)	 Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 und erhält 
folgende Fassung:
„4.	 gegen Entgelt im Dienst eines privatrechtlichen 

Unternehmens steht, an dem der Landkreis mit 

mehr als 50 v. H. beteiligt ist oder in dem er über 
die Mehrheit der Stimmen verfügt,“.

c)	 Folgende neue Nummer 5 wird eingefügt:
„5.	 Mitglied des Vorstands einer Sparkasse ist, bei der 

der Landkreis – allein oder gemeinsam mit anderen 
Gebietskörperschaften – Träger ist,“.

d)	 Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 6.

9.	 § 49 c wird wie folgt geändert:
a)	 Folgender neue Absatz 2 wird eingefügt:
	 „(2) Jugendliche können die Einrichtung einer Jugend-

vertretung beantragen. Der Antrag muss von mindes-
tens 10 v. H. der im Landkreis wohnenden Jugendli-
chen unterzeichnet sein, höchstens jedoch von 400 
Jugendlichen. Der Kreistag hat innerhalb von drei Mo-
naten nach Eingang des Antrags über die Einrichtung 
der Jugendvertretung zu entscheiden; er hat hierbei 
Vertreter der Jugendlichen zu hören.“

b)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

10.	 § 55 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Nr. 1 wird das Wort „Zweckverbandsge-

setz“ durch die Worte „Landesgesetz über die kommu-
nale Zusammenarbeit“ ersetzt.

b)	 In Absatz 5 Satz 3 Halbsatz 1 werden die Worte „im 
Einvernehmen mit dem für das Baurecht und das Landes-
haushaltsrecht zuständigen Ministerium“ gestrichen.

11.	 Dem § 64 wird folgender Satz angefügt:
	 „Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Beanstan-

dungsverfügung haben keine aufschiebende Wirkung.“

12.	 Die Inhaltsübersicht wird entsprechend der vorstehenden 
Nummer 5 geändert.

Artikel 3 
Änderung der Bezirksordnung  
für den Bezirksverband Pfalz

Die Bezirksordnung für den Bezirksverband Pfalz in der Fassung 
vom 13. Oktober 1994 (GVBl. S. 416), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 27. Januar 2022 (GVBl. S. 21), BS 2020-3, 
wird wie folgt geändert:

In § 7 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „bis zum 31. März 2023“ 
gestrichen.

Artikel 4 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 1 Nr. 8 und des 
Artikels 2 Nr. 8 am Tage nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 
Nr. 8 und Artikel 2 Nr. 8 treten am ersten Tage des Kalendermo-
nats in Kraft, der auf den kommenden und nach § 71 Abs. 1 des 
Kommunalwahlgesetzes festzusetzenden Wahltag für die nächs-
ten allgemeinen Kommunalwahlen folgt.

(2) Der Tag, an dem Artikel 1 Nr. 8 und Artikel 2 Nr. 8 nach 
Absatz 1 Satz 2 in Kraft treten, wird vom fachlich zuständi-
gen Ministerium im Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt 
gemacht.

Mainz, den 15. März 2023
Die Ministerpräsidentin 

Malu Dreyer
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Aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Ver-
kündungsgesetzes vom 3. Dezember 1973 (GVBl. S. 375), ge-
ändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 7. Februar 1983 
(GVBl. S. 17), BS 114-1, verordnet die Landesregierung:

§ 1

Zuständige Behörde nach § 7a Abs. 1a Satz 4 und Abs. 1b Co-
ronavirus-Testverordnung vom 21. September 2021 (BAnz 
AT 21.09.2021 V1) in der jeweils geltenden Fassung ist das 
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Die Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2024 außer Kraft.

L a n d e s v e r o r d n u n g 
über die Durchführung der Coronavirus-Testverordnung 

(TestV-DVO) 
Vom 15. März 2023

Mainz, den 15. März 2023
Die Ministerpräsidentin 

Malu Dreyer
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Aufgrund des § 2 Abs. 2 und 3 des Landesgebührengesetzes 
vom 3. Dezember 1974 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13. Juni 2017 (GVBl. S. 106), BS 2013-1, verord-
net die Landesregierung:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die Gebühren für Amtshandlun-
gen allgemeiner Art (Allgemeines Gebührenverzeichnis) vom 
8. November 2007 (GVBl. S. 277), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 22. März 2019 (GVBl. S. 31), BS 2013-1-1, 
wird wie folgt geändert:

1.	 In § 2 Satz 1 werden folgende Zahlen ersetzt:
a)	 „25,70“ durch „25,83“,
b)	 „17,51“ durch „19,05“,
c)	 „15,08“ durch „16,56“ und
d)	 „12,72“ durch „14,28“.

2.	 Die Anlage wird wie folgt geändert:
a)	 In lfd. Nr. 1 und 2.1 werden die Worte „bei einem Zeit-

aufwand von mehr als 45 Minuten“ durch die Worte 
„bei einem Zeitaufwand von mehr als 30 Minuten“ er-
setzt.

b)	 In lfd. Nr. 1 und 2.1 wird die Angabe „38,00 bis 760,00“ 
jeweils durch die Angabe „29,00 bis 855,00“ ersetzt.

c)	 In lfd. Nr. 2.2 wird die Angabe „12,00 bis 180,00“ durch 
die Angabe „14,00 bis 200,00“ ersetzt.

d)	 In lfd. Nr. 3.1 wird die Zahl „5,50“ durch die Zahl 
„6,00“ ersetzt.

e)	 In lfd. Nr. 3.3 wird die Zahl „500,00“ durch die Zahl 
„540,00“ ersetzt.

f)	 In lfd. Nr. 4.1 wird die Zahl „15,00“ durch die Zahl 
„16,50“ ersetzt.

g)	 In lfd. Nr. 4.2 wird die Zahl „175,00“ durch die Zahl 
„190,00“ ersetzt.

h)	 In lfd. Nr. 5.1 wird die Angabe „42,00 bis 410,00“ durch 
die Angabe „45,00 bis 445,00“ ersetzt.

i)	 In lfd. Nr. 5.2 wird die Angabe „16,50 bis 410,00“ durch 
die Angabe „17,50 bis 445,00“ ersetzt.

j)	 In lfd. Nr. 5.3 wird die Angabe „16,50 bis 820,00“ durch 
die Angabe „17,50 bis 885,00“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

D r i t t e  L a n d e s v e r o r d n u n g 
zur Änderung der Landesverordnung über die Gebühren 

für Amtshandlungen allgemeiner Art 
(Allgemeines Gebührenverzeichnis) 

Vom 15. März 2023

Mainz, den 15. März 2023
Die Ministerpräsidentin 

Malu Dreyer
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